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Replik zur Stellungnahme der Initiative Urheberrecht

Freie Lizenzen im öffentlich-rechtlichen Rundfunk - und was die
Initiative Urheberrecht daraus zu machen versucht

Medienpolitik ist Demokratiepolitik. Als Gesellschaft müssen wir uns damit befassen, wie
wir auch im digitalen Zeitalter alle Menschen mit guten und verlässlichen Informationen
erreichen können. Freie Creative-Commons-Lizenzen spielen dabei eine wichtige Rolle.
Schließlich erreichen Bildungs- und Wissensinhalte der Öffentlich-Rechtlichen mehr
Menschen, wenn sie frei nachnutzbar sind, etwa indem sie im Schulunterricht oder
in freien Wissensprojekten wie der Wikipedia genutzt werden können. Sie leisten
einen substantiellen Beitrag gegen Desinformation und unterstreichen die
demokratische Legitimation der Sender.

Mit den Formaten tagesschau und Terra X gehen ARD und ZDF mit Erfolg den Weg
freier Lizenzen für ausgewählte, eigenproduzierte Wissens- und Bildungsinhalte. Über
90 Millionen Aufrufe in der Wikipedia für die Kurzclips von Terra X sprechen für den
großen Bedarf an gut aufbereiteten Erklärstücken. Das sind 90 Millionen Aufrufe mehr,
als wenn diese Clips in den Mediatheken verstauben oder ganz in der Schublade
verschwinden würden.

Dahinter steckt ein einfacher, aber wichtiger Grundsatz: Wir alle ermöglichen mit
unserem Rundfunkbeitrag die Produktion von hochwertigen Wissens- und
Bildungsinhalten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Diese Inhalte sollten nach ihrer
erstmaligen Ausstrahlung frei zur Verfügung stehen.
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Die Initiative Urheberrecht lehnt dies in einer jüngst veröffentlichten Stellungnahme ab.
Denn dies gefährde „die urheberrechtliche Vergütungssystematik in Deutschland”, so
die vom Interessenverband vorgetragene Sorge. Creative-Commons-Lizenzen, die in
vereinzelten Fällen die Grundlage für eine freie Nachnutzbarkeit von Erklärvideos der
Öffentlich-Rechtlichen bilden, seien durch die „Geschäftsbedingungen von Verwertern
und Streaming-Plattformen (sic!)” vorgeschriebene „unfreiwillige” Lizenzmodelle, in die
sich die Anstalten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ohne Not hätten drängen lassen.
Dies würde „den Einstieg in den Ausstieg aus der angemessenen (Nutzungs-)Vergütung
bedeuten und zu einer Gefährdung der wirtschaftlichen Basis der schöpferisch Tätigen
führen”. Verantwortlich für diese Entwicklung, der sich die hiesige Kreativwirtschaft
gegenüber sieht, sei nicht Google oder YouTube, nicht TikTok oder ChatGPT, sondern
ausgerechnet die gemeinnützige Enzyklopädie Wikipedia.

Die Stellungnahme und die darin ausgeführte Erzählung ist nicht nur gespickt mit
Falschbehauptungen, irreführenden Formulierungen, Vermengungen und unbelegten
Aussagen. An mehreren Stellen zeugt sie auch von einem mangelnden Verständnis
und/oder unzureichender Recherche zu:

● der Funktionsweise von Creative-Commons-Lizenzen;
● demWesen der Wikipedia;
● Art und Umfang der Creative-Commons-Pilotprojekte im öffentlich-rechtlichen

Rundfunk;
● und nicht zuletzt der Notwendigkeit, das öffentlich-rechtliche Rundfunksystem in

Deutschland an das digitale Zeitalter anzupassen.

Damit verschließt sich die Initiative Urheberrecht aus unserer Sicht wichtigen
Zukunftsperspektiven, die für einen produktiven medienpolitischen Austausch wichtig
anzuerkennen wären.

Wikipedia als Gegenmodell zu den Tech-Giganten

Die Wikimedia Foundation als Betreiberin der Wikipedia wie auch Wikimedia
Deutschland, als Förderverein der deutschsprachigen Wikipedia, sind gemeinnützige
und nicht-kommerziell agierende Organisationen und damit weit entfernt davon
entfernt, „Verwerter” oder „Streaming-Plattformen” zu sein. Dies bietet einen ersten
Anhaltspunkt dafür, dass in der Stellungnahme der Initiative Urheberrecht verschiedene
Feindbilder miteinander vermischt werden.
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So wird die Online-Strategie des öffentlich-rechtlichen Rundfunks dahingehend
kritisiert, dass sie „Inhalte auf vermeintlich ,nicht-kommerzielle’ US-amerikanische oder
chinesische Plattformen zu bringen” versucht. Doch die Wikipedia ist nicht YouTube
oder Instagram und sie ist erst recht kein TikTok. Als Überbleibsel des ,guten, alten
Internets’ ist sie der regelrechte Gegenentwurf zu den profitorientierten Tech-Giganten,
die das World-Wide-Web mittlerweile unter sich aufgeteilt haben: die Wikipedia ist
transparent und offen, gemeinwohlorientiert, werbefrei und Community-basiert. Und im
Gegenteil zu großen Plattformen wie YouTube, deren Aufstieg ohne Missachtung
rechtlicher Standards kaum denkbar gewesen wäre, hat Wikimedia immer auf
Rechteeinhaltung gepocht. Creative-Commons-Lizenzen basieren auf dem
Urheberrecht und auf dessen Einhaltung. Gerade weil Wikimedia das Urheberrecht
respektiert, wird auf freie Lizenzen gesetzt, die eine Nutzung und Bearbeitung von
Inhalten für alle Menschen dauerhaft und rechtssicher ermöglichen.

Schutzrechte unter Creative Commons

Die Initiative Urheberrecht behauptet, frei lizenzierte Inhalte könnten für allerlei Zwecke
missbraucht und sinnentstellt werden, beispielsweise für rechtsradikale Propaganda.
Auch bestehe die Gefahr, dass Abbildungen oder Stimmen von Personen „durch eine
Bearbeitung aus dem Kontext gerissen werden und so Persönlichkeitsrechte verletzt
werden”. Solche Handlungen können immer und unabhängig von der Lizenz
vorgenommen werden, sind aber bei CC-lizenzierten Inhalten ebenso wenig gestattet
wie bei anders lizenzierten Inhalten. Stattdessen existieren auch unter Creative
Commons eine ganze Reihe von Schutzrechten.

Auch unter CC BY und CC BY-SA ist es zum Beispiel nicht zulässig, Werke aus dem
Kontext zu reißen, um ihre Aussage zu politischen Werbezwecken in entstellter Form zu
verwenden. Geschieht dies, können wegen Verletzung des Urheberpersönlichkeitsrechts
Unterlassungs- und Schadensersatzansprüche geltend machen. Die CC-Lizenzen
schließen solche Rechte nicht aus, ganz gleich ob mit oder ohne NC-Modul. Aufgrund
der „no-endorsement”-Klausel ist die Urheberin oder der Urheber ferner davor
geschützt, dass durch die Verbindung des Werkes mit einem Zitat der Eindruck
entsteht, sie oder er würde die Position befürworten.
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https://www.chbeck.de/mey-kampf-internet/product/35518159
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Auch die Persönlichkeitsrechte einer abgebildeten Person bleiben von den CC-Lizenzen
unberührt. Auch ein freies Werk darf also nicht sinnentstellend oder diffamierend
genutzt werden. Mit den bisher etwa 450 CC-lizenzierten Clips von Terra X und
tagesschau ist eine Zweckentfremdung bisher nicht geschehen.
Außerdem enthalten die Clips nur in einer Handvoll Fällen tatsächlich abgebildete
Personen, sondern bestehen fast ausschließlich aus Animationen und Grafiken.

Die Stellungnahme der Initiative Urheberrecht behauptet, CC-Lizenzen würden
Wikimedia „eingeräumt” und Firmen wie Google/YouTube würden sich die
CC-lizenzierten Inhalte anschließend „einverleiben”. Das ist falsch dargestellt und zeugt
zudem von einem Unverständnis für freie Lizenzen und das dahinterstehende, auf
geltendem Urheberrecht basierende Modell. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk räumt
Wikimedia keine Rechte ein. Die Wikipedia ist eine Plattform für nutzergenerierten
Content. Die Autor*innen der Wikipedia bleiben vollständig Inhaber*innen der Rechte an
ihren Beiträgen. Deren Nutzung wird jedermann über die CC-Lizenzen gestattet. Auch
Wikimedia erhält so die Nutzungserlaubnis, genauso wie Milliarden Internetnutzer,
Einrichtungen und Unternehmen auf der ganzenWelt.

Freie Lizenzen für das Gemeinwohl - aber nur für ausgewählte
Wissensinhalte

Die Stellungnahme der Initiative Urheberrecht suggeriert, der flächendeckende Einsatz
von CC-Lizenzen im öffentlich-rechtlichen Rundfunk stünde kurz bevor und die
wirtschaftliche Basis der Kreativen sei dadurch akut bedroht. Das ist nicht der Fall.
Sowohl die Videos von Terra X als auch die der tagesschau sind sehr kurze, meist etwa
einmütige, animierte Erklärvideos. Seit 2019 sind so etwa 450 dieser Clips mit einer
CC-Lizenz versehen worden. Monatlich kommen etwa 10 hinzu. Das ist zwar sehr
erfreulich, dennWikimedia Deutschland ist davon überzeugt, dass diese Videos aus dem
ÖRR einen großen Mehrwert für die Gesellschaft haben.
Aber bei zwei bis drei Videominuten in der Woche von einer „Gefährdung der
wirtschaftlichen Basis der schöpferisch Tätigen” zu sprechen, stellt eine grobe
Verzerrung der Verhältnismäßigkeiten dar. Zumal Videos wie die der tagesschau
vollfinanziert und in-house produziert werden, d.h. die Urheber*innen werden
bereits vollkommen für ihre kreative Leistung vergütet. In Gesprächen mit den
Redaktionen hören wir immer wieder, dass die Redakteur*innen, die die einschlägigen
Grafiken recherchieren und produzieren, sich freuen und stolz darüber sind, dass ihre
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Werke nicht nach der Erstausstrahlung in der Schublade verschwinden, sondern in
Schulen gezeigt werden können und auf der Wikipedia oder dem verwandten
Kinderlexikon Klexikon (siehe z.B. https://klexikon.zum.de/wiki/Tornado) viele
wissbegierige Menschen erreichen.

Dezidierte Wissensproduktionen machen im öffentlich-rechtlichen Rundfunk einen
Bruchteil der Gesamtausgaben aus. Was die Stellungnahme der Initiative Urheberrecht
unterschlägt, ist, dass sich die bisherigen CC-Projekte des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks ausschließlich auf ausgewählte, überwiegend animierte Wissen- und
Bildungsinhalte beschränken. Wikimedia Deutschland fordert mitnichten die Freigabe
eines Tatorts oder einer DFB-Pokal-Übertragung, sondern möchte lediglich im
Wissensbereich, der also einen Bruchteil der Ausgaben und damit der
Vergütungssystematik der Öffentlich-Rechtlichen verantwortet, freie Nachnutzbarkeit
für die Allgemeinheit erreichen.

Konstruktive Lösungen statt Totalverweigerung

Die Stellungnahme der Initiative Urheberrecht konstatiert: „Die meisten
Kulturschaffenden stehen den großen ÖRR-Organisationen als Einzelkämpfer:innen mit
geringer individueller Verhandlungsmacht gegenüber”. Das ist richtig und ein
Missverhältnis, das es zu beseitigen gilt, aber es ist mitnichten die Schuld vereinzelter
CC-Lizenzen. Außerdem hat niemand etwas dagegen, dass „wenn CC-Lizenzen vermehrt
genutzt werden sollen, (...) eine entsprechende Mehrvergütung notwendig [ist]”.

Vergütungs- und Lizenzfragen sind grundsätzlich verschiedene Themenkomplexe. Die
Frage, welche Lizenz für die Nachnutzung (Downstream) vergeben wird, hat per se
nichts zu tun mit der Frage, wie der Erwerb von Lizenzen (Upstream) und wie die weitere
Nutzung durch die Sendeanstalten vergütet wird. Auch in diesem Modell können
natürlich nutzungsbezogene Vergütungen bezahlt werden und es ist keineswegs
zwingend, dass Einmalvergütungen (Buy-Out-Verträge) vereinbart werden. Das Problem
ist nicht, dass offene Inhalte nicht mit nutzungsbezogenen Vergütungen für die
Schaffenden vereinbar sind, sondern dass es diesen nicht gelingt, bessere
Vergütungsmodi auszuhandeln. Das ist auch eine Frage der Organisation schwacher
Interessen. Wünschenswert wäre, dass die Beteiligten faire, moderne und konstruktive
Vergütungsmodalitäten aushandeln, statt einen Stellvertreterstreit zulasten der
Interessen der Öffentlichkeit auszufechten.
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So erscheint auch die Totalabfuhr an Einmal- oder Pauschalzahlungen, die die
Stellungnahme durchzieht, besonders unter Berücksichtigung von Art und Umfang der
CC-lizenzierten Clips nicht stimmig. Denn die kurzen animierten Erklärvideos, um die es
hier geht, sind nicht Babylon Berlin, ein Bestseller nach § 36 UrhG somit nicht zu
erwarten. Gerade für solche Kurzinhalte können Buy-Outs also durchaus mitunter faire
und sinnvolle Vergütungsregelungen darstellen. Erwägungsgrund 73 der Richtlinie zum
Urheberrecht im Digitalen Binnenmarkt (DSM-Richtlinie) sagt ausdrücklich: “Auch eine
Pauschalzahlung kann eine verhältnismäßige Vergütung sein”. Nicht wenige
Kreativschaffende unterstützen das Modell höherer Einmalvergütungen gegen die
Vollübertragung von Rechten in diesem Zusammenhang.

Auch Wikimedia Deutschland setzt sich klar für faire Arbeitsbedingungen und
Vergütungen für Kreativschaffende ein
(https://www.wikimedia.de/veranstaltungen/chokepoint-capitalism/). Vor der
Tarifverhandlung ist nach der Tarifverhandlung, dessen scheint man sich bei der
Initiative Urheberrecht bewusst zu sein. Und auch Wikimedia Deutschland setzt sich
dafür ein, dass der Arbeitskampf der Kreativen von dem ihm gebührenden Erfolg
gekrönt ist. Doch um die verbesserungswürdige Situation der Kreativschaffenden auch
im öffentlich-rechtlichen Vergütungssystem und das gesellschaftliche Interesse an leicht
verfügbaren, teilbaren und frei nachnutzbaren Wissensinhalten in gleichem Maße zu
bedienen, braucht es konstruktive Lösungsansätze und Reformbereitschaft, keine
Totalverweigerung. Wie solche Lösungsansätze aussehen können, zeigt beispielsweise
das (Creative-Commons-lizenzierte) von Thorolf Lipp und Dieter Wiedemann
herausgegebene Buch “Medienzukunft 2025 - Wie kann Vielfalt gelingen?”. Besondere
Leseempfehlung ist hier das Kapitel „Ein innovatives Lizenzmodell stärkt das Gedächtnis
unserer Demokratie” von Cay Wesnigk.
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Öffentlich finanzierte Inhalte müssen frei zugänglich sein!
Öffentliches Geld - Öffentliches Gut.

Wissensinhalte des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, die vollständig mit öffentlichem
Geld finanziert wurden, müssen auch der Allgemeinheit frei zur Verfügung stehen. Das
ist ein wichtiger Grundsatz für einen digitalen, gemeinwohlorientierten und nachhaltig
agierenden öffentlich-rechtlichen Rundfunk.
Und eine Forderung, die mitnichten nur von Wikimedia Deutschland erhoben wird, wie
die Stellungnahme der Initiative Urheberrecht nahe legt. Vielmehr wurde und wird
dieses Anliegen von einem breiten Bündnis aus Zivilgesellschaft, Bildung und
Wissenschaft, Fernsehen und Publizistik geteilt. Eine entsprechende Kampagne im Jahr
2020 wurde unter anderem vom Deutschen Philologenverband, dem Deutschen
Bibliotheksverband, dem Deutschen Lehrerverband, dem Bundeselternrat,
Landesschülervertretungen, der Open Knowledge Foundation, der Digitalen
Gesellschaft, und dem Deutschen Bundesjugendring unterstützt.

Jean Pütz, Wissenschaftsjournalist und Fernsehmoderator, sagte damals: „Unsere
Demokratie ist darauf angewiesen, dass Bürger mitdenken und Fake von Fakt
trennen, deswegen müssten mehr verständliche oder verständlich aufbereitete
Inhalte kostenlos und dauerhaft zur Verfügung stehen.” Gerade in politisch
turbulenten Zeiten, in denen Desinformation, Fake News und Hass und Hetze im
Internet die Überhand zu gewinnen scheinen, sind verlässliche Informationen, die viele
Menschen erreichen also ein wichtiger demokratischer Faktor und eine Investition in
den Gemeingut-Charakter öffentlich-rechtlicher Medien.

Kontakt:

Dr. Christian Humborg, Geschäftsführender Vorstand
Lilli Iliev, Leitung Politik & Öffentlicher Sektor
Wikimedia Deutschland e. V.

Sie erreichen uns unter politik@wikimedia.de
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https://www.wikimedia.de/oeffentliches-gut/#unterstuetzende

